
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 21.04.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 049/610-13/Kläuerchen 

Vorlage: 049/2026/0046 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauen und Stadt-
entwicklung Oppenheim 

02.06.2026 4 Öff.    

Stadtrat Oppenheim 24.06.2026 8 Öff.    

 
    

 
Bebauungsplan "Im Kläuerchen" 
Beschluss zur nicht Anwendung des Bebauungsplanes 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt/der Stadtrat beschließt, dass der 
Bebauungsplan Im Kläuerchen aus dem Jahr 1982 keine Anwendung mehr findet. 
 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       
 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 
 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt ist nicht verpflichtet, als unwirksam oder nichtig erkannte, möglicherweise noch 
Rechtsscheinwirkung entfaltende Bebauungspläne aufzuheben. Das folgt nach der entspre-
chenden Kommentarliteratur aus § 1 Abs. 3 BauGB; danach besteht kein Anspruch auf Bau-
leitplanung, aber ebenso wenig auf die Aufhebung eines Bebauungsplans. 
 
Hinzu kommt, dass es bei einem fehlerhaft ausgefertigten Bebauungsplan letztlich nichts auf-
zuheben gibt, weil die Satzung von Anfang nichtig ist. Es gibt die Möglichkeit, entsprechende 
Auffassungen durch Beschlussfassung im Rat nach außen kundzutun. 
 
Die Kreisverwaltung Mainz-Bingen hat im Rahmen einer bauordnungsrechtlichen Anfrage zu 
einem Bau eines Carports in der Givry-Alle festgestellt, dass der Bebauungsplan „Im Kläuer-
chen“ einschließlich der einfachen Änderung nicht ordnungsgemäß ausgefertigt wurde. 
Der Bebauungsplan aus dem Jahr 1981 ist nicht mehr Stand der heutigen Planung. Der origi-
nal Plan ist kaum benutzbar (rissig), da sich durch die Jahre der Plan aufzulösen droht. 
Der Bebauungsplan entspricht nicht den jetzigen Ansprüchen eines Bebauungsplanes. Es 
wurden schon vermehrt Abweichungen zugelassen, die dem jetzigen Stand des Bebauungs-
planes nicht mehr entsprechen und die damaligen Festsetzungen in Frage stellen. 
 
 
  
 
 


